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Geſetz- Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 33. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Erleichterung der Abveräußerung einzelner Theile von Grundſtücken, ©. 263. 
— Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil der 
Bezirke der Amtsgerichte Aldenhoven, Blankenheim, Duͤren, Heinsberg, Malmedy, Hennef, Adenau, 
Ahrweiler, Andernach, Boppard, Caſtellaun, Cochem, Bergheim, Lindlar, Grevenbroich, Lebach, 
Neunkirchen, Hillesheim, Hermeskeil, Rhaunen, Wadern, Prüm, Berncaſtel, Waxweiler, Trier, 
Neumagen und Daun, S. 266. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 
durch die Regierungs⸗Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden c., S. 267. 


(Nr. 9868.) Geſetz, betreffend die Erleichterung der Abveräußerung einzelner Theile von 
Grundſtücken. Vom 14. Dezember 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des zwiſchen Preußen und Waldeck-Pyrmont abgeſchloſſenen 
Vertrages vom 2. März 1887, mit Zuſtimmung Seiner Durchlaucht des Fürſten 
zu Waldeck-Pyrmont, ſowie des Landtages der Fürſtenthümer, was folgt: 


8 

Jeder Grundeigenthümer, jeder Lehns- und Fideikommißbeſitzer, ſowie jeder 
Beſitzer eines im Leiheverbande ſtehenden Grundſtücks (Erbpacht⸗, Erbzinsgrund⸗ 
ſtücks ac.) iſt befugt, ohne Einwilligung der Lehns- und Fideikommißberechtigten, 
des Erbverpächters ꝛc., der Hypotheken- und Grundſchuldgläubiger und der zu 
Reallaſten Berechtigten einzelne Grundſtückstheile oder Zubehörſtücke laſtenfrei: 

1) gegen Auferlegung feſter Geldabgaben oder gegen Feſtſtellung eines 

Kaufgeldes zu veräußern, 

2) gegen andere Grundſtücke zu vertauſchen, 

3) zu öffentlichen Zwecken unentgeltlich abzutreten, 
ſofern von der Generalkommiſſion zu Caſſel beſcheinigt wird, daß die Veräußerung 
den genannten Berechtigten unſchädlich ſei. 
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Das Unſchädlichkeitszeugniß darf nur ertheilt werden, wenn das abzutretende 
Trennſtück im Verhältniſſe zum Hauptgute von geringem Werth und Umfang 
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it und wenn die auferlegte Geldabgabe oder das verabredete Kaufgeld oder das 
eingetauſchte Grundſtück den Ertrag oder den Werth des Trennſtücks erreicht, auch 
das Hauptgut durch den Tauſch an Werth nicht verliert oder bei unentgeltlicher 
Abtretung die durch die öffentliche Anlage herbeigeführte Werthserhöhung des 
Hauptgutes den Werth des Trennſtücks erreicht. 

Grundſtücke, welche für die auf dem abzutretenden Trennſtücke laſtenden 
Hypotheken und Realrechte ($. 1) ungetheilt mit verhaftet find, gelten im Ver— 
hältniß zum Trennſtücke zuſammen als Hauptgut. 

Sind die Bedingungen für die Ertheilung des Unſchädlichkeitszeugniſſes bei 
einem der beiden Güter, zwiſchen denen ein Austauſch bewirkt werden ſoll, vor⸗ 
handen, bei dem anderen nicht, ſo iſt nur bei jenem das gegenwärtige Geſetz 
anzuwenden, für das andere bleibt es bei den allgemeinen Geſetzen, nach welchen 
die Einwilligung der einzelnen, im $. 1 genannten Berechtigten erforderlich iſt. 

Wenn bei einer Vertauſchung der Werth des abzutretenden Trennſtücks 
mehr beträgt als der Werth des einzutauſchenden Grundſtücks, ſo iſt eine Aus⸗ 
gleichung durch Kapitalzahlung zuläſſig. : 


Das veräußerte Trennſtück ſcheidet aus dem dinglichen Verbande des 
Hauptgutes, zu welchem es bisher gehört hat, aus und die ihm auferlegte Geld— 
abgabe oder das Kaufgeld oder das eingetauſchte Grundſtück und das etwa feſt⸗ 
geſetzte Ausgleichungskapital treten in Beziehung auf die im F. 1 genannten 
Berechtigten an die Stelle des Trennſtücks. 


§. 4. 
Hinſichtlich der Verwendung des Kaufgeldes und des Ausgleichungskapitals 
in das Hauptgut kommen die geſetzlichen Vorſchriften über die Verwendung der 
im Auseinanderſetzungsverfahren feſtgeſtellten Ablöſungskapitalien zur Anwendung. 


§. 5. 

Für die Berichtigung des Grundbuchs auf Grund des Unſchädlichkeits⸗ 

zeugniſſes ſind folgende Vorſchriften maßgebend: 

1) Wenn das Trennſtück gegen Auferlegung einer Geldabgabe abgetreten 
iſt, ſo muß die Geldabgabe bei der Abſchreibung auf das Trennſtück 
zur erſten Stelle mit dem Bemerken eingetragen werden, daß ſie ein 
Zubehör des Hauptgutes und die Fähigkeit des Beſitzers, über ſie zu 
verfügen, aus dem Grundbuche des Hauptgutes zu erſehen ſei. 

2) Wenn das Trennſtück gegen ein anderes Grundſtück vertauſcht iſt, ſo 
kann die Abſchreibung nur erfolgen, wenn gleichzeitig das eingetauſchte 
Grundſtück als Zubehör zugeſchrieben wird; iſt ein Ausgleichungskapital 
feſtgeſtellt, ſo kommen inſoweit die nachfolgend unter Nr. 3 gegebenen 
Vorſchriften zur Anwendung. 


— 


3) Iſt das Trennſtück verkauft, jo kann die Abſchreibung erfolgen: 

a) wenn gleichzeitig das Kaufgeld mit dem zu 1 angegebenen Be⸗ 
merken auf das Trennſtück zur erſten Stelle eingetragen wird, 

b) wenn das Kaufgeld zur Verfügung der Generalkommiſſion hinter⸗ 
legt worden iſt, 

c) wenn die Generalkommiſſion beſcheinigt hat, daß die Verwendung 
des Kaufgeldes erfolgt ſei oder daß es der Verwendung nicht 
bedürfe. 

4) Wenn das Trennſtück unentgeltlich abgetreten iſt, fo kann die Ab⸗ 
ſchreibung erfolgen, wenn die Generalkommiſſion beſcheinigt hat, daß 
mit der Ausführung der öffentlichen Anlage begonnen ſei. 

Für die in Folge Ertheilung des Unſchädlichkeitszeugniſſes von der General- 
kommiſſion zu ſtellenden Anträge auf Eintragung und Löſchung im Grundbuche 
iſt der $. 41 der Grundbuchordnung maßgebend. 

Eine Prüfung der von der Generalkommiſſion beſcheinigten Verwendung 
ſteht dem Grundbuchrichter nicht zu. 

Die Generalkommiſſion kann die Eintragung eines Vermerks dahin be- 
anfragen, daß ſpäter einzutragende Gläubiger weder das veräußerte Trennſtück 
noch das Kaufgeld in Anſpruch nehmen dürfen. 


F. 6. 

In Betreff des Verfahrens und des Koſtenweſens finden, ſoweit nicht 
dieſes Geſetz darüber Beſtimmungen enthält, die in den Fürſtenthümern Waldeck 
und Pyrmont für Auseinanderſetzungsſachen geltenden allgemeinen Vorſchriften 
ſinngemäße Anwendung. 

Für die Unſchädlichkeitszeugniſſe bei unentgeltlicher Abtretung zu öffentlichen 
Zwecken ($. 1 Nr. 3) kommen Gebühren nicht zum Anſatz. . 

N 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes treten mit dem 1. Januar 1897 in 
Kraft. Sie finden auch auf die ſchon vorher erfolgten Abveräußerungen An⸗ 
wendung. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 14. Dezember 1886. 


(J. S.) Wilhelm. 

Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Miquel. Thielen. Boſſe. 
Frhr. v. Marſchall. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 
Brefeld. v. Goßler. 

Der Landesdirektor. 

v. Saldern. 
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(Nr. 9869.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Aldenhoven, Blankenheim, Düren, 
Heinsberg, Malmedy, Hennef, Adenau, Ahrweiler, Andernach, Boppard, 
Caſtellaun, Cochem, Bergheim, Lindlar, Grevenbroich, Lebach, Neunkirchen, 
Hillesheim, Hermeskeil, Rhaunen, Wadern, Prüm, Berncaſtel, Wapweiler, 
Trier, Neumagen und Daun. Vom 22. Dezember 1896. 


Alu Grund des §. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Aldenhoven gehörige Gemeinde Coslar, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Blankenheim gehörige Gemeinde 
Cronenburg, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Düren gehörigen Gemeinden Siever— 
nich, Piſſenheim und Boich-Leversbach, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Heinsberg gehörige Gemeinde Waſſenberg, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Malmedy gehörige Gemeinde Bellevaur, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Hennef gehörige, einen Theil der 
politiſchen Gemeinde Uckerath bildende Kataſtergemeinde Adſcheid, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörigen Gemeinden Hanne: 
bach, Retterath und Speſſart ſowie für die zu demſelben Amtsgerichts⸗ 
bezirk gehörige Kataſtergemeinde Oberbaar, welche mit der Kataſter⸗ 
geen lergemeind ge 
gemeinde Niederbaar die politiſche Gemeinde Baar bildet, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Ahrweiler gehörige Gemeinde 
Kirchſahr, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Andernach gehörige Gemeinde Wehr, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Boppard gehörige Gemeinde Macken, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Caſtellaun gehörigen Gemeinden 
Haſſelbach und Speſenroth, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Cochem gehörigen Gemeinden Filz, 
Landkern und Treis, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bergheim gehörige Gemeinde Pütz, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Lindlar gehörige, einen Theil der 
Bürgermeiſterei Engelskirchen bildende Kataſtergemeinde Unter-Engels⸗ 
kirchen, 
für Gu zum Bezirk des Amtsgerichts Grevenbroich gehörige Gemeinde 
Huſtorf, 
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für die zum Bezirk des Amtsgerichts Lebach gehörige Gemeinde Schwarzenholz, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neunkirchen gehörige Gemeinde Welles⸗ 
weiler, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Hillesheim gehörigen Gemeinden 
Feusdorf und Mirbach, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Hermeskeil gehörigen Gemeinden 
Otzenhauſen und Koſtenbach, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Rhaunen gehörige Gemeinde Rapperath, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wadern gehörige Gemeinde Nunkirchen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Prüm gehörige Gemeinde Klein- 
langenfeld, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Berncaſtel gehörige Gemeinde Mül⸗ 
heim an der Moſel, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wazweiler gehörigen Gemeinden 
Orlenbach und Pittenbach, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Trier gehörigen Gemeinden Enſch, 
Paſchel und Lampaden, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neumagen gehörige Gemeinde 
Heinzerath, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Daun gehörige Gemeinde Cradenbach 

am 15. Januar 1897 beginnen ſoll. 
Berlin, den 22. Dezember 1896. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. September 1896, durch welchen dem 
Fluthmuldenverbande in Schurgaſt das Recht verliehen worden iſt, die zur 
ordnungsmäßigen Regulirung und Unterhaltung der Fluthmulde erforder⸗ 
lichen Grundſtücke und Gerechtſame im Wege der Enteignung zu erwerben, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 48 S. 349, 
ausgegeben am 27. November 1896; 
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2) das am 12. Oktober 1896 Allerhöchſt vollzogene Statut für die ſüdliche 
Drainagegenoſſenſchaft Schreitlacken⸗Trentitten zu Schreitlacken im Kreiſe 
Fiſchhauſen durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg 
Nr. 48 S. 455, ausgegeben am 26. November 1896; 


das am 14. Oktober 1896 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich⸗ 
verband des Außendeiches von Neuenkirchen, Vorbruch und Rade zu 
Neuenkirchen, Kreis Blumenthal, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Stade Nr. 46 S. 383, ausgegeben am 13. November 1896; 


das Allerhöchſte Privilegium vom 20. Oktober 1896 wegen Ausſtellung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Ems im Betrage 
von 750000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Wiesbaden Nr. 49 S. 365, ausgegeben am 3. Dezember 1896; 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. November 1896, betreffend die Herab⸗ 
ſetzung des Zinsfußes der von der Stadt Coblenz auf Grund der Aller⸗ 
höchſten Privilegien vom 19. Februar 1877 und 24. Auguſt 1885 auf⸗ 
genommenen Anleihen auf 33 Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Coblenz Nr. 57, S. 335, ausgegeben am 10. Dezember 1896 ; 

6) das am 11. November 1896 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ge⸗ 
noſſenſchaft zur Ent: und Bewäſſerung der Niederung am Horſt⸗Eiers⸗ 
berger See zu Klein⸗Horſt im Kreiſe Greifenberg i. Pom. durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 49 S. 311, ausgegeben 
am 4. Dezember 1896; 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. November 1896, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Stettin zum Erwerbe der 
auf dem Bleichholm belegenen, für die Verbreiterung der Oder von der 
Bleichholmſpitze bis zum Oder Dunzig⸗Kanal erforderlichen Grundflächen, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 50 S. 319, 
ausgegeben am 11. Dezember 1896. 
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ler; 


Nedigivt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


